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Der Bund ist zuständig für die Eidge-
nössischen Technischen Hochschulen
Zürich und Lausanne. Er leistet finan-
zielle Beiträge an die kantonalen
Universitäten, Fachhochschulen und
an die Berufsbildung. Mit Bundesgel-
dern werden die Forschungs- und die
Innovationsförderung alimentiert.

Der Bundesrat unterbreitet dem
Parlament alle vier Jahre eine Vorlage
zur Finanzierung von Bildung, For-
schung und Innovation, die sogenann-
te BFI-Botschaft. Zuständig ist das
Staatsekretariat für Bildung, For-
schung und Innovation (SBFI).

An diesem Vorgehen ist nichts aus
zusetzen; es müsste aber zwingend
mehr Geld fliessen. Schweizer
Unternehmen geben für Forschung
mehr Geld aus als der Bund und die
Kantone. Davon profitiert die Schweiz.
So finden sich Pharmastandorte
hauptsächlich in Basel, aber auch im
Aargau, in Zug, Bern, Zürich, Luzern,
Solothurn, im KantonWaadt, in
Freiburg, Genf, Schaffhausen, im
Tessin und imWallis.

Die Bedeutung dieser Branche scheint
in Bundesbern aber nicht zu interes-
sieren. Der Bund nimmt die Pharma-
industrie ausschliesslich über die
Medikamentenpreise wahr. Die
wichtigen Verbindungen zu den

Hochschulen kümmern das SBFI und
das Bundesamt für Gesundheit wenig.

Nach Meinung von Industriefachleu-
ten wäre beispielsweise für die Suche
nach Ursachen der Alzheimerkrank-
heit und nach Heilmitteln eine engere
Zusammenarbeit mit Grundlagenfor-
schern der Universitäten sinnvoll. Der
Vorschlag, ein nationales Forschungs-
programmmit entsprechender Zu-
sammenarbeit zu lancieren, wurde
vom Bundesrat abgelehnt.

Auch abweisend zeigt sich die Landes-
regierung gegenüber einem Antrag,
die Humanforschung zu unterstützen
durch Schaffung einer modernen
Dateninfrastruktur mit anonymisier-
ten Patientendaten. Auch diese Idee
wird als unnötig bezeichnet, man sei
ja am Thema dran.

Das trifft zu, allerdings ignorieren
die verantwortlichen Bundesämter
die Situation in China und in
einzelnen europäischen Ländern.
Dort gelangt die Industrie bereits
heute zu Daten, die unerlässlich sind
für die Entwicklung von Medikamen-
ten, welche gezielter als bisherige
Heilmittel Krankheiten bekämpfen.
Es besteht die Gefahr der Abwande-
rung von Forschungseinheiten in
Länder mit vorteilhafteren
Bedingungen.

Die wohl grösste Bedrohung der
Gesundheit derWeltbevölkerung ist
die Resistenz von Krankheitserregern
gegen Antibiotika. Darin ist sich die
internationaleWissenschafts-Com-
munity einig. Entscheidende Fort-
schritte wurden noch nicht erzielt.

Der Ruf nach Intensivierung der
Arbeiten ist deshalb nachvollziehbar.
Im Nationalrat hat sich eine Gruppe
gebildet, welche das Thema bearbeitet.
Vertreter verschiedener Parteien
haben Forderungen an den Bundesrat
herangetragen.

Fachleute raten zur Durchführung
einer internationalen Konferenz auf
Ministerebene in der Schweiz. So
könnten Rahmenbedingungen für
ein gezieltes Vorgehen vereinbart
und Verbindlichkeit geschaffen
werden. Auch diese Idee fand keine
Gnade, man sei bereits international
vernetzt.

Gouverner, c’est prévoir! In Anwen-
dung dieserWeisheit müsste sich der
Bundesrat stark um die Digitalisie-
rung und ihre Folgen für den Bil-
dungs- undWeiterbildungsbereich
kümmern. Er begegnet aber einer
Motion derWissenschafts-, Bildungs-
und Kulturkommission des National-
rats ablehnend, welche ein Digitalisie-
rungsimpulsprogramm für die

Universitäten, Fachhochschulen, die
Berufsbildung und auch für die
Weiterbildung fordert. Der Nationalrat
stimmte mit grossem Mehr zu, der
Ständerat lehnte ab. Es gebe auch den
ordentlichenWeg, mit den üblichen
Mitteln diese Ziele zu erreichen.

Den Reflex, neue Ideen abzulehnen,
kennen alle Exekutivpolitiker. Trotz-
dem braucht es die Bereitschaft, Vor-
schläge aus dem Parlament sorgfältig
abzuwägen. Dabei sollte der Denkhori-
zont nicht beschränkt werden durch
das aktuelle Budget und bisherige
Arbeiten im jeweiligen Bereich. Es
könnte ja tatsächlich einmal etwas
anders und vielleicht sogar besser
gemacht werden als bisher.

Auch wäre es nicht falsch, wenn
inspirierende Ideen von den zuständi-
gen Instanzen des Bundes eingebracht
würden.Wie wäre es, wenn der Bun-
desrat mehr auf sein hervorragendes
Konsultativorgan, den Schweizeri-
schenWissenschaftsrat, und auch auf
die Akademien derWissenschaften
hören würde?
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Mit Verlaub, aber hier
stinkt etwas gewaltig
zumHimmel, auch
wennman es dem
Basler Trinkwasser
nicht ansieht.
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